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Der Landtag wolle beschließen: 

 

Artikel 1 
 

Gesetz über die Auflösung der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein 
 
 

§ 1 
Auflösung 

 
Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein wird mit Ablauf des sechsten Monats 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgelöst. 
 
 

§ 2 
Abwicklung 

 
(1) Alleinige Aufgabe der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein ist ihre Abwicklung. 

Die anfallenden Aufgaben der Abwicklung werden vollständig von der 
Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein wahrgenommen.  
 

(2) Zu den Aufgaben der Abwicklung gehören insbesondere, 
1. die Veräußerung von Gegenständen sowie die sachgemäße Entsorgung 

derjenigen Gegenstände, die nicht veräußerbar sind, 
2. die Erfüllung von Verbindlichkeiten und Verpflichtungen,  
3. die Kündigung von Dauerschuldverhältnissen und anderen Verträgen, die 

rechtliche Verbindlichkeiten für einen Zeitpunkt nach der Auflösung begründen,  
4. die Beendigung von Mitgliedschaften in Vereinen, Interessenverbänden und 

ähnlichen Organisationen sowie 
5. die Anonymisierung und Übermittlung der in § 5 Absatz 2 genannten Daten in 

elektronischer Form an das Land Schleswig-Holstein. 
 

(3) Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein darf keine neuen Verbindlichkeiten 
eingehen, es sei denn, diese sind zur Erfüllung der Aufgaben der Abwicklung 
erforderlich. Ab einem Gegenstandswert in Höhe von 5.000 EUR netto im Einzelfall 
ist vor Abschluss des entsprechenden Vertrags die Einwilligung der 
Aufsichtsbehörde einzuholen. Für Dauerschuldverhältnisse gilt der 
Einwilligungsvorbehalt mit der Maßgabe, dass für den Gegenstandswert in Höhe 
von 5.000 EUR netto die hochzurechnende jährliche Verpflichtung zu Grunde 
gelegt wird. 
 

(4) Zur ordnungsgemäßen Abwicklung ist der Aufsichtsbehörde der 
Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein Einsicht in die Geschäftsführung zu 
gewähren, insbesondere in Unterlagen über bestehende Verbindlichkeiten und 
Verpflichtungen sowie in Listen über Vermögensgegenstände und 
Vermögenswerte. 

 
(5) Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein ist von ihren Aufgaben nach den §§ 3 

bis 6 des Gesetzes über die Kammer und die Berufsgerichtsbarkeit für die 
Heilberufe in der Pflege entbunden. 
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§ 3 
Personal 

 
Um den Beschäftigten der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein neue 
Beschäftigungsperspektiven zu eröffnen, werden sie bei der Entscheidung über die 
Besetzung von in der Landesverwaltung landesweit ausgeschriebenen Dienstposten 
oder Arbeitsplätzen Bewerberinnen und Bewerbern aus der Landesverwaltung 
gleichgestellt. 

 
 

§ 4 
Vermögen 

 
Das Land Schleswig-Holstein übernimmt mit der Auflösung der Pflegeberufekammer 
Schleswig-Holstein nach § 1 ihre Darlehensverbindlichkeiten bei Kreditinstituten. 
Weitere Verbindlichkeiten werden vom Land nicht übernommen. 
 
 

§ 5 
Datenschutzrechtliche Regelungen 

 
(1) Persönliche Daten, insbesondere persönliche Daten von Personen, die vom 21. 

April 2018 bis zum [einsetzen: Auflösungszeitpunkt nach Artikel 1 § 1] 
Kammermitglieder waren, darf die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein auch 
zum Zweck der Erfüllung der Aufgaben der Abwicklung nach § 2 Absatz 1 und 2 
verarbeiten. Das Land darf zum Zweck der Abwicklung die nach Satz 1 genannten 
Daten ebenfalls erheben und verarbeiten. Die Pflegeberufekammer Schleswig-
Holstein und das Land Schleswig-Holstein löschen die Daten nach Satz 1 
spätestens mit Ablauf des Tages, an dem die Auflösung der Pflegeberufekammer 
Schleswig-Holstein nach § 1 erfolgt, soweit sie nicht in anonymisierter Form für 
statistische Zwecke nach Absatz 2 genutzt werden. 

 
(2) Das Land Schleswig-Holstein darf auch nach Auflösung der Pflegeberufekammer 

Schleswig-Holstein folgende gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 5 übermittelte Daten 
der ehemaligen Mitglieder, Dienstleistungserbringerinnen und 
Dienstleistungserbringer für statistische Zwecke verarbeiten: Geschlecht, 
Geburtsjahr, Berufsbezeichnung, Weiterbildungsbezeichnungen, Art und Ort der 
Berufsausübung, Herkunft unterteilt nach den Kategorien inländisches Mitglied, 
Mitglied aus einem EU-/EWR- oder Vertragsstaat oder Mitglied aus einem 
Drittstaat, Land des Abschlusses der Berufsausbildung oder der 
Berufsanerkennung. 

 
 

§ 6 
Kosten der Abwicklung 

 
(1) Soweit sich aus diesem Gesetz finanzielle Verpflichtungen des Landes Schleswig-

Holstein ergeben, trägt das Land Schleswig-Holstein diese Kosten bis zu einem 
Betrag in Höhe von fünf Millionen Euro. 
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(2) Neben den Darlehensverbindlichkeiten nach § 4 bezuschusst das Land Schleswig-

Holstein aus den Mitteln gemäß Absatz 1 die Pflegeberufekammer Schleswig-
Holstein zur Deckung eines möglichen Fehlbedarfs, den die Pflegeberufekammer 
Schleswig-Holstein nicht durch eigene oder fremde Mittel decken kann, 
insbesondere nachrangig zur Erhebung von Mitgliedsbeiträgen für das Jahr 2020 
gemäß § 10 Absatz 1 des Gesetzes über die Kammer und die 
Berufsgerichtsbarkeit für die Heilberufe in der Pflege. 

 
(3) Die Auszahlung der bereitzustellenden Mittel nach Absatz 1 erfolgt in monatlichen 

Raten aufgrund des von der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein zehn Tage 
vor Beginn des jeweiligen Monats gemeldeten Finanzbedarfs. 

 
 

Artikel 2 
 

Änderung des Gesetzes  
über die Weiterbildung in Gesundheitsfachberufen 

 
 
Das Gesetz über die Weiterbildung in Gesundheitsfachberufen vom 27. November 
1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 380), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. 
November 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 799), wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. Absatz 2 wird gestrichen. 

 
2. Absatz 3 wird zu Absatz 2. 

 
 

Artikel 3 
 

Änderung des Gesetzes  
über die Berufsausübung in Gesundheitsfachberufen 

 
 

Das Gesetz über die Berufsausübung in Gesundheitsfachberufen vom 5. März 1991 
(GVOBl. Schl.-H. S. 129), zuletzt geändert durch Artikel 21 der Landesverordnung vom 
16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), wird wie folgt geändert: 
 
Abschnitt 2 wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Überschrift von Abschnitt 2 erhält folgende Fassung:  

„Pflegefachfrauen, Pflegefachmänner, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, 
Gesundheits- und Krankenpfleger“ 

 
2. § 4 erhält folgende Fassung:  

„Nach Artikel 22 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG besteht für 
Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen 
und Gesundheits- und Krankenpfleger, eine Fortbildungspflicht. Das Ministerium 
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für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren wird ermächtigt, durch 
Verordnung das Nähere zu dieser Fortbildungspflicht zu regeln.“ 

 
 

Artikel 4 
 

Änderung des Ausführungsgesetzes  
zum GKV-Versorgungsstrukturgesetz 

 
 
Das Ausführungsgesetz zum GKV-Versorgungsstrukturgesetz (AG-GKV-VStG) vom 
27. April 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 508), zuletzt geändert durch Artikel 5 vom 16. Juli 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 206, 220), wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. In Buchstabe h) Satz 3 wird das Satzzeichen „,“ durch das Satzzeichen „.“ ersetzt. 

 
2. Buchstabe i) wird gestrichen. 

 
 

Artikel 5 
 

Änderung des Landeskatastrophenschutzgesetzes 
 
 

Das Landeskatastrophenschutzgesetz (LKatSG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Dezember 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 664), zuletzt geändert durch Artikel 13 
des Gesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162), wird wie folgt geändert: 
 

1. § 21 wird wie folgt geändert: 
In Absatz 1 werden die Worte „,der Pflegeberufe sowie den Berufsverbänden“ durch 
die Worte „sowie den Berufsverbänden des Pflege- und“ ersetzt. 
 

2. § 23 wird wie folgt geändert: 
In Absatz 1 werden die Worte „, die Apothekerkammer und die 
Pflegeberufekammer sowie die Berufsverbände“ durch die Worte „und die 
Apothekerkammer sowie die Berufsverbände des Pflege- und“ ersetzt. 

 
 

Artikel 6 
 

Änderung des Landeskrankenhausgesetzes 
 
 

Das Landeskrankenhausgesetz (LKHG) vom 10. Dezember 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 
1004) wird wie folgt geändert: 
 
§ 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
1. Nummer 7 wird gestrichen. 
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2. Nummer 8 wird zu Nummer 7.  
 
3. Nummer 9 wird zu Nummer 8.  

 
 

Art. 7 
 

Änderung der Pflegeberufe-Ausbildungs-Durchführungsverordnung 
 
 

Die Pflegeberufe-Ausbildungs-Durchführungsverordnung (PflBADVO) vom 8. Januar 
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 23, 135) wird wie folgt geändert: 
 
§ 11 wird wie folgt geändert: 
 
1. Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Bestellung der Ombudsperson erfolgt durch das für Gesundheit zuständige 
Ministerium im Benehmen mit der Leitung der zuständigen Stelle.“ 
 

2. In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „sowie im Benehmen mit der 
Pflegeberufekammer“ gestrichen. 

 
 

Artikel 8 
 

Änderung des Haushaltsgesetzes 2021 
 
 

Das Haushaltsgesetz 2021 vom 25. Februar 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 172) wird wie 
folgt geändert: 
 
In dem dem Haushaltsgesetz als Anlage beigefügten Haushaltsplan des Landes 
Schleswig-Holstein 
 
1. wird im Kapitel 1002 folgender neuer Titel ausgebracht: 

Titel 682 06 (ARV: 3, FKT: 235) mit der Zweckbestimmung „Kosten der Abwicklung 
der Pflegeberufekammer“, dem Haushaltsvermerk „§ 10 Absatz 1 Haushaltsgesetz 
2021 findet keine Anwendung“ und einem Ansatz von 5.000.000 Euro 

 
und 

 
2. vermindert sich der Ansatz im Kapitel 1116 bei Titel 575 01 Maßnahmegruppe 01 

„Zinsausgaben Ist- und Plan-Portfolio (Kredite und Finanzderivate)“ von 
446.247.100 Euro um 5.000.000 Euro auf 441.247.100 Euro. 

 
 

Artikel 9 
 

Inkrafttreten 
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(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Abweichend von Satz 

1 treten die Artikel 2 bis 7 sechs Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes  in Kraft.  
(2) Das Gesetz über die Kammer und die Berufsgerichtsbarkeit für die Heilberufe in 

der Pflege vom 16. Juli 2015 (GVOBl. 2015, 206), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 23.06.2020 (GVOBl. 2020, 358), tritt mit Ablauf des (einsetzen: 
Tag vor dem Inkrafttreten der Artikel 2 bis 7) außer Kraft.  

 
 
 
Begründung: 

A. Allgemeiner Teil 

Die Mitglieder der Pflegeberufekammer haben sich im Rahmen der Urabstimmung 
eindeutig gegen den Fortbestand der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein 
ausgesprochen. Aus diesem Grund wird ein Gesetz zur Auflösung der 
Pflegeberufekammer vorgelegt.  

 

Kosten: Der Erfüllungsaufwand des Gesetzentwurfs zur Umsetzung der Auflösung der 
Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein beträgt für das Land fünf Millionen Euro. 

 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1: 

§ 1 legt den Zeitpunkt der Auflösung der Kammer fest. Der Zeitraum von sechs 
Monaten ist so gewählt, dass die Kammer die Abwicklung selbst und mit eigenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vollständig durchführt. Für die Bemessung des 
Zeitraums wurde außerdem unterstellt, dass die Kammer nur noch das 
Beitragsverfahren 2020 abschließt. Für das Jahr 2021 wird bei Umsetzung des 
Gesetzes kein Beitragsverfahren durchgeführt. Soweit die Mitgliedsbeiträge für 2021 
zur Finanzierung der Abwicklung erforderlich wären, werden diese Kosten durch das 
Land übernommen (vgl. § 6 Absatz 2). 

Durch § 2 wird die Abwicklung zur alleinigen Aufgabe der Kammer erklärt. Die weiteren 
bisherigen Aufgaben entfallen. Die Kammer kann so ihre Ressourcen einzig auf ihre 
Abwicklung konzentrieren. Verbindlichkeiten darf die Kammer zukünftig nur eingehen, 
soweit dies für ihre Abwicklung erforderlich ist. Die Aufsichtsbehörde erhält 
umfassende Einsichtnahme und Kontrollrechte, um eine sparsame und wirtschaftliche 
Abwicklung der Kammer zu gewährleisten. 

§ 3 soll den Beschäftigten der Pflegeberufekammer die Möglichkeit eröffnen, zukünftig 
in der unmittelbaren Landesverwaltung tätig zu werden. Die Vorbeschäftigung in einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts rechtfertigt es, die Erfahrung der Beschäftigten 
mit derjenigen einer oder eines entsprechenden Beschäftigten in der unmittelbaren 
Landesverwaltung gleichzusetzen.  

Das Land ist nicht Rechtsnachfolger der Pflegeberufekammer. Eine solche 
Rechtsnachfolge soll durch § 4 ausdrücklich nicht begründet werden. Das Land 
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übernimmt nur die Haftung aus den noch bestehenden Darlehensverbindlichkeiten der 
Pflegeberufekammer. Anlass zur Übernahme weiterer Verbindlichkeiten der 
Pflegeberufekammer besteht nicht.  

Die Pflegeberufekammer wird gem. § 5 ermächtigt, die ihr vorliegenden Daten auch 
für Zwecke der Abwicklung zu verarbeiten. Auch das Land darf zum Zweck der 
Abwicklung die nach § 5 Absatz 1 genannten Daten erheben und verarbeiten. Die 
persönlichen Daten der Kammermitglieder sind vor Auflösung der Kammer zu löschen. 
Davon ausgenommen sind diejenigen Daten die nach Absatz 2 in anonymisierter Form 
für statistische Zwecke vom Land genutzt werden dürfen. 

Das Land finanziert gem. § 6 die ihm nach diesem Gesetz zugewiesenen Kosten der 
Abwicklung der Pflegeberufekammer aus dem Landeshaushalt. Der Betrag in Höhe 
von 5 Millionen Euro wird hierzu aus dem Landeshaushalt zur Verfügung gestellt. Die 
übrigen Kosten der Abwicklung werden von der Kammer selbst getragen. Eine 
Beitragserhebung für das Jahr 2021 wird nicht erfolgen. Neben der Übernahme der 
Darlehensverbindlichkeiten nach § 4, bezuschusst das Land die Pflegeberufekammer 
zur Deckung eines möglichen Fehlbedarfs, den die Kammer nicht durch eigene oder 
fremde Mittel decken kann. Diese Bezuschussung zum Zwecke der Auflösung erfolgt 
nachrangig zu etwaigen Einnahmen der Kammer, die bspw. aus den 
Mitgliedsbeiträgen 2020 und den Veräußerungserlösen nach § 2 resultieren. Die 
Rückzahlung der Darlehensverbindlichkeiten nach § 4 wird das Land in Form einer 
Einmalzahlung anstreben. 

 

Zu Artikel 2 bis 7: 

Die Artikel 2 bis 7 regeln Folgeänderungen, die sich aus dem Wegfall der 
Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein in anderen Gesetzen ergeben. 

 

Zu Artikel 8: 

Artikel 8 dient dem Deckungsnachweis nach Artikel 62 der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein. 

 

Zu Artikel 9: 

Artikel 9 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Die Artikel treten dabei logisch gestuft 
entsprechend des Abwicklungsprozesses in zwei Schritten in Kraft.  

 
 
 
Hans Hinrich Neve   Eka von Kalben   Dennys Bornhöft 
und Fraktion    und Fraktion    und Fraktion 


